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1 UNICEF 2020, S. 1-2.
2 OCHA 2020, S. 4ff. Und FEWS NET 2020. 
3 USAID 2020, S. 1-8.

Tropenstürme wie Eta und Iota, Überschwemmungen infolge von Starkniederschlägen  
oder extreme  Dürrephasen: Zentralamerika ist besonders stark von den Auswirkungen   
der  Klimaerhitzung  betroffen. Gleichzeitig ist der Anteil der zentralamerikanischen  Länder  
an  den Ursachen des  Klimawandels gering. Während die CO2-Emissionen Nicaraguas   
aktuell  beispielsweise bei 0,9 Tonnen CO2 pro Kopf liegen, wurden in Deutschland im  
Jahr 2019  durchschnittlich über 9,7 Tonnen CO2 pro Kopf emittiert. Obwohl die  
Verantwortung  des  Globalen Nordens für die Klimakrise offensichtlich ist, bleibt die  
Unterstützung  Zentralamerikas beim Umgang mit ihren Folgen unzureichend.

In Zentralamerika nehmen als Folge des Klima­
wandels Extremwetterereignisse wie Über­

schwemmungen, verlängerte Dürreperioden und 
Wirbelstürme sowohl in ihrer Häufigkeit als 
auch in ihrer Intensität bereits seit Jahren zu. Im 
Jahr 2020 wurden so viele Tropenstürme im 
 Atlantik registriert wie nie zuvor. Hurrikan Eta 
der Kategorie 4 und Hurrikan Iota der höchsten 
 Kategorie 5 trafen im November 2020 mit Wind­
geschwindigkeiten von bis zu 230 km/h an der 
nicaraguanischen Atlantikküste auf Land und 
fegten über die zentralamerikanischen Länder 
hinweg, wobei Nicaragua, Honduras, Guatemala 

und El Salvador am stärksten betroffen waren.1  
Massive Überschwemmungen und Erdrutsche, 
die gravierende Ernteverluste verursachten, 
waren die Folge.2 189 Menschen verloren ihr 
Leben, über 400.000 Menschen suchten Obdach 
in Notunterkünften und ca. 225.000 notleidende   
Menschen wurden über Wochen nicht von huma­
nitärer Hilfe erreicht.3 Allein für Nicaragua wur­
den die Schäden mit 738 Millionen US­ Dollar 
(USD) (6,2 % BIP) und der Bedarf an zusätzlicher 
internationaler humanitärer Hilfe durch die  
Vereinten Nationen mit 50,9 Millionen USD 
 beziffert, wovon am 05.04.2021 weniger als die 

Extremwetterereignisse in Zentralamerika
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225.000
Menschen wurden über  
Wochen von humanitärer  
Hilfe nicht erreicht

Ernteverluste  
Gravierende Ernteverluste 
durch massive  
Überschwemmungen  
und Erdrutsche
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November 2020 - durch Hurrikan Eta und Iota besonders stark betroffen:  
Guatemala, Honduras, El Salvador und Nicaragua

Eta

4

4 OCHA, UNCT Nicaragua 2021. 
5 Munich Re 2021.  
6 Germanwatch 2018. 
7 United Nations et al. 2020. 

8 Der Welt-Risiko-Index setzt sich aus den Komponenten Exposition (Bedrohung der Bevölkerung durch Erdbeben, 
Stürme, Überschwemmungen, Dürren und Meeresspiegelanstieg) und gesellschaftlicher Vulnerabilität 
(Wahrscheinlichkeit im Ereignisfall Schaden zu erleiden, Bewältigungskapazitäten zur Verringerung negativer 
 Auswirkungen im Ereignisfall und Anpassungskapazitäten zur langfristiger Anpassung) zusammen.
9 Bündnis Entwicklung Hilft und Ruhr-Universität Bochum – Institut für Friedenssicherungsrecht und Humanitäres 
Völkerrecht (IFHV) (2021), S.54.

Hälfte gedeckt waren.4 Die Münchener Rückver­
sicherungs­Gesellschaft Munich Re bezifferte die 
durch Eta verursachten wirtschaftlichen Schäden 
auf 5 Milliarden Euro.5

Diese aktuellen Beispiele zeigen, wie stark die 
Länder Zentralamerikas von Extremwetterer­
eignissen betroffen sind. Verschiedene  Akteure 
weisen in ihren Analysen und Bewertungen schon 
lange darauf hin. Germanwatch untersuchte  
im Global Climate Risk Index 2019, inwieweit 
die Länder der Welt im Zeitraum zwischen 1998 
und 2017 von Extremwetterereignissen betroffen 
 waren. Honduras belegte in diesem Ranking Platz 
zwei und Nicaragua Platz sechs.6

Die Länder des Globalen Südens treffen diese 
Extremwetterereignisse besonders stark. Meistens  
fehlen die Strukturen und Ressourcen, sowohl 

um Präventivmaßnahmen zu ergreifen, als auch 
um im Katastrophenfall schnell reagieren sowie 
die Folgen dieser Naturereignisse bewältigen zu 
können. Gemäß des Index for Risk Management 
(INFORM) zählen Guatemala und Honduras, zu­
sammen mit Haiti, zur Gruppe der Länder mit 
einem sehr hohen Risiko für Katastrophen und 
humanitäre Krisen in der Region Lateinamerika 
und Karibik.7 Eine ähnliche Bewertung findet sich 
im Weltrisikobericht 8 (herausgegeben u. a. von 
Brot für die Welt): den Ländern Zentralamerikas 
wird aufgrund ihrer Exposition für extreme 
Naturereignisse und wegen der vulnerablen 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen eben­
falls ein sehr hohes Katastrophenrisiko zuge­
rechnet.9

5 Mrd. Euro
wirtschaftliche Schäden  
allein durch Hurrican Eta  
bezifferte die Munich Re 

50,9 Mio. USD
zusätzlicher Bedarf internationaler  
humanitärer Hilfe durch die  
Vereinten Nationen

Iota

5

(6,2 % BIP) 
USD 

Schäden allein in Nicaragua 
738 Mio. 

400.000
Menschen suchten  
Obdach in Notunterkünften

189 Menschen verloren  
ihr Leben

225.000
Menschen wurden über  
Wochen von humanitärer  
Hilfe nicht erreicht

Gravierende  

Ernteverluste  
durch massive  
Überschwemmungen  
und Erdrutsche
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Der zentralamerikanische Trockenkorridor, mit einer Fläche von 53 Millionen  
Hektar und einer Bevölkerung von über 10 Millionen  Einwohner*innen, erstreckt 
sich  entlang des zentralamerikanischen Isthmus und reicht von Guatemala im 
Norden bis nach Costa Rica im Süden. Das Gebiet ist gekennzeichnet durch 
eine Trockenzeit von mehr als 4 Monaten  (zwischen November und April) und 
 Niederschlagsmengen von 800 – 2000mm pro Jahr.

Die Folgen des Klimawandels sind in Zentral­
amerika für die Bevölkerung des sogenannten 

„Trockenkorridors“ besonders gravierend. Die Re­
gion gilt als sehr anfällig für Klimaschwankungen 
und ­veränderungen. Insbesondere im letzten Jahr­
zehnt haben durch den Klimawandel verstärkte 
Wetterextreme zugenommen. Es wurden stetig 
neue Rekordtemperaturen gemessen, Hitzewellen 
und verlängerte Trockenperioden (Dürren) traten 
ebenso auf wie geringere jährliche Niederschlags­
mengen, bei gleichzeitig größerer Konzentration 
der Niederschläge (Starkregen und Überschwem­
mungen), die teilweise zu sehr untypischen Zeit­
punkten im Jahr auftraten. Selten gab es klima­
tisch gesehen „normale“ Jahre.

Dürren im zentralamerikanischen Trockenkorridor

Typisch für die Region ist, dass die Regenzeit 
von einer kurzen Trockenphase im Juni unter­
brochen wird, die normalerweise nicht länger als 
10–14 Tage dauert. Bevor sich die Auswirkungen 
des Klimawandels bemerkbar gemacht haben, 
hatte diese sogenannte Canicula aufgrund der 
kurzen Dauer und der ausreichenden Bodenfeuch­
tigkeit keine Auswirkungen auf die Entwicklung 
der Mais­ bzw. Bohnenpflanzen der ersten Pflanz­
saison. Dies hat sich inzwischen massiv geändert. 
Im Jahr 2015 wurde eine der schwersten Dürren 
in der Geschichte Zentralamerikas verzeichnet. Im 
Jahr 2018 hielt die Canicula bis zu 40 Tage an.
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10 Acción contra el Hambre, FAO, ECHO 2012, S.13.
11 OCHA 2015. 

Folgen der Klimakrise für die Bevölkerung  
des Trockenkorridors

Die gravierenden Folgen dieser Extremwett­
ereignisse sind insbesondere für die öko­

nomisch schwächeren Bevölkerungsgruppen 
deutlich zu spüren. Die Bevölkerung des Trocken­
korridors wird mit Blick auf ihre Lebensgrundla­
gen zum großen Teil als „vulnerabel“ charakteri­
siert. Durchschnittlich sind 62 % der Familien in 
den ländlichen Regionen des Trockenkorridors auf 
die Subsistenzlandwirtschaft basierend auf Mais 
und Bohnen angewiesen. 80 % der Haushalte, die 
von der Produktion von Grundnahrungsmitteln 
abhängig sind, leben unterhalb der Armutsgrenze 
und 30 % von ihnen leben in extremer Armut.10 
Dadurch sind sie gegenüber Dürreperioden, Stür­

men und Starkregen besonders anfällig. Diese be­
deuten für die Kleinbäuerinnen und Kleinbauern 
in der Region oft erhebliche Ernteverluste. 

Ein Dürrejahr kann dabei unter Umständen 
durch vorhandene Vorräte oder andere Strategien 
kompensiert werden. Kommen zwei oder drei 
verlustreiche Ernten in Folge, führt dies zu mas­
siven Ernährungskrisen. So waren beispielsweise 
infolge der Dürrejahre zwischen 2014 und 2016 
alleine in Guatemala und Honduras 2,8 Millio­
nen Menschen im Jahr 2016 auf humanitäre 
Hilfe angewiesen.11 Eine vergleichbare Situation 
entstand 2019 infolge des Dürrejahres 2018, als 
die Regierung von Honduras für die  Gebiete des 

62% 
der Familien sind  
auf den Anbau von  
Mais und Bohnen  
angewiesen

80%
dieser Familien leben  
unterhalb der Armutsgrenze

30%
von ihnen leben  
in extremer Armut
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12 Oxfam 2019.
13 FAO 2019  
14 FAO, FIDA, OPS, WFP y UNICEF 2020, S.15.
15 FEWS NET 2021.

 Trockenkorridors den Notstand ausrief, da die Mais­ 
und Bohnenernte zu geschätzten 82 % ausfiel.12  
Etwa 2,2 Millionen Menschen im Trockenkor­
ridor verloren im Jahr 2018 ihre  Ernte,  dies 
berich ten das Welternährungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UN World Food Programme,  
WFP), die Ernährungs­ und Landwirtschafts­
organisation der Vereinten Nationen (Food and 
 Agriculture Organization of the United Nations,  
FAO) und die Regierungen der vier Länder.   
1,4 Millio nen Menschen aus dieser Gruppe benö­
tigten Nahrungsmittelhilfe.13 Eine der sichtbarsten 
Auswirkungen des Klimawandels ist daher die Zu­
nahme der Ernährungsunsicherheit in der  Region. 
In Guatemala beispielsweise belief sich die Präva­
lenz für moderate bis schwere Ernährungsunsi­
cherheit zwischen 2017 und 2019 auf 45,2 % der 
Bevölkerung.14 Für das laufende Jahr 2021 gehen 
Schätzungen von insgesamt 7 Millionen Menschen 
aus, die in Guatemala, Honduras, El Salvador  
und Nicaragua unter mittlerer oder schwerer 
Ernährungs unsicherheit leiden.15

Die Klimaerhitzung wirkt sich also direkt 
auf die Lebensgrundlagen der Menschen im 
Trockenkorridor und insbesondere der klein­
bäuerlichen Familien aus. Sehr vielen von ihnen 
fehlen die Mittel, um sich an die klimatischen 
Veränderungen anzupassen und entstandene 
Schäden und Verluste zu bewältigen. Das lässt 
für die Zukunft erahnen, dass immer mehr Men­
schen davon immer stärker betroffen sein werden. 
Die nicaraguanische Umweltorganisation Centro 
Humboldt geht davon aus, dass ein Anstieg der 
globalen Durchschnittstemperatur gegenüber der 
vorindustriellen Zeit um 1,5 Grad Celsius, wie sie 
im Paris­Abkommen als Ziel ausgegeben wurde, 
in Zentralamerika einen Temperaturanstieg um 
bis zu 4 Grad Celsius zur Folge haben könnte. 
Dabei gilt es mittlerweile als unwahrscheinlich, 
dass das 1,5­Grad­Ziel aus dem Pariser Abkommen 
überhaupt eingehalten werden kann. Deutlich 
ist, dass sich hinter dieser abstrakten, global 
gerechneten Zahl extreme Veränderungen des 
lokalen Klimas verbergen.

Die Folgen der Dürrejahre 2014-2021
Mehrere Dürrejahre in Folge bedeuten für die Bevölkerung schwere Ernährungsunsicherheit

2017 bis 2019  

45,2%

2019  

82%
Ernteausfall von 
Mais und Bohnen 
in Honduras

2014 bis 2016 
Alleine in Guatemala  
und Honduras sind

2,8 Mio.
Menschen auf humanitäre 
Hilfe angewiesen.

2018  

2,2 Mio.
Menschen im Trockenkorridor  
verloren ihre Ernte,

1,4 Mio.
von ihnen benötigten  
Nahrungsmittelhilfen.

Mittlere bis schwere  
Ernährungsunsicherheit bei 
der Bevölkerung Guatemalas

2021  
sind Schätzungen zufolge  

7 Mio.
Menschen in Guatemala,  
Honduras, El Salvador und 
Nicaragua von schwerer 
Ernährungsunsicherheit 
betroffen.
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16 CEPAL 2019, S. 87.  
17 World Food Program 2017. 
18 Christian Aid 2019.

Klimawandel:  
Eine Ursache für Migration

Die Auswirkungen des Klimawandels ver­
schärfen andere Krisen in Zentralamerika: 

Hohe Arbeitslosigkeit, Gewalt, Konflikte um Land 
und natürliche Ressourcen sowie eine zunehmende 
Belastung und Zerstörung der Umwelt (Umwand­
lung von Wald­ in Weideflächen, Monokulturen, 
Bergbau etc.) wirken sich negativ auf die Lebens­
grundlagen der Bevölkerung aus. Dazu tragen 
auch Korruption und fehlende Straf verfolgung 
von Unrecht insbesondere in den Ländern des 
 nördlichen Dreiecks Zentralamerikas bei, dass  

viele Menschen migrieren. So sind aus dem voll­
ständig im Trockenkorridor liegenden El Salvador  
22,1 % der Gesamtbevölkerung ausgewandert 
(Honduras: 8,9 %; Guatemala 5,8 %).16 Insbesondere  
seit Ende 2013 hat die Migration der Zentral­
amerikaner*innen in den Norden drastisch zuge­
nommen. Studien zu den Ursachen für Migration 
belegen, dass der Klimawandel und die Ernährungs­
unsicherheit in den letzten Jahren zunehmend  
entscheidende Einflussfaktoren für die Migration 
sind.17,18 

Die Klima­ und Umweltkrise  verschärft die  
soziale Krise und führt zur Migration 

22,1%*
  

EL SALVADOR
5,8%*

 
GUATEMALA

*Anteil der ausgewanderten Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung

8,9%*
  

HONDURAS
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Hochwasserfrühwarnsysteme  
in Honduras und El SalvadorA

Gemeindebasierte  
SaatgutbankenB

Familiengärten sichern  
Ernährungssouveränität  
in El Salvador

C

Gemeindenetzwerk von  
Klimabeobachter*innen  
in Zentralamerika

D

Zivilgesellschaftliche Initiativen zur  
Anpassung an die Folgen des Klimawandels  
in Zentralamerika
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Nahezu jedes Jahr sind Tausende von 
 Menschen in Zentralamerika durch Stark­
regenereignisse von Überschwemmungen 

betroffen. Hurrikans mit anhaltenden, erheb­
lichen Niederschlagsmengen kommen hinzu, die 
in Bergregionen oft Erdrutsche zur Folge haben. 
Durch diese extremen Regenfälle sind immer 
auch  Menschenleben bedroht. Hinzu kommen die 
 teilweise massiven Verluste an (landwirtschaft­
lichen) Lebensgrundlagen und Schäden an den 
Häusern und Einrichtungen der Gemeinden.

Hochwasserfrühwarnsysteme zielen darauf ab,  
die koordinierte Notfallreaktion zu verbessern 
und dadurch humanitäre Notlagen zu verhindern. 
Dieser Ansatz umfasst die Einrichtung von Mess ­ 
stellen für die Frühwarnung an strategischen 
Punkten der Flüsse (Messskalen für die Beobach­
tung und automatisierte Messung mit Datenüber­
tragung), die adäquate Ausrüstung für die Notfall­
komitees der Gemeinden, Bezirke und Schulen,  
Weiterbildungen und praktische Evakuierungs­ 

übungen sowie die Koordination und der Infor­
ma tionsaustausch zwischen allen beteiligten 
 Akteuren.

Der beispielhafte Prozess wurde von ADEPES 
in Honduras und CORDES in El Salvador initiiert 
und führte dazu, dass die betroffenen Gemeinden 
heute besser auf Überschwemmungen vorbereitet  
sind und entsprechend reagieren können. Die Nut­
zung der Frühwarnsysteme und weitere Schutz­
maßnahmen dienen den Menschen vor Ort dazu, 
sich und ihre Lebensgrundlagen vor Hochwasser 
zu schützen. 

Die enge Koordination zwischen Bevölkerung 
und Freiwilligenkomitees einerseits und Lokal­
ver waltungen und zuständigen Institutionen an­
derseits hat sich als Erfolgsfaktor heraus gestellt. 
Die in Betrieb genommenen Frühwarnsysteme 
wurden von den zuständigen Institutionen in 
das landesweite Netzwerk der Frühwarnung  
in tegriert.  

Frühwarnsysteme helfen dabei,  
Menschen rechtzeitig zu evakuieren 
und Leben zu retten. 

Hochwasserfrühwarnsysteme  
in Honduras und El SalvadorA
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Fehlendes Saatgut zum Zeitpunkt der Aussaat 
und unzureichende Lebensmittelvorräte im 
Zeitraum Mai bis Juli stellen für kleinbäu­

erliche Familien die größten Schwierigkeiten im 
 Jahresverlauf dar. Infolge der zunehmend länge­
ren Dürreperioden und den damit einhergehenden 
Ernteverlusten reichen die Vorräte oftmals nicht 
einmal für die Versorgung der eigenen Familien, 
geschweige denn dafür, Saatgut zurückzulegen. 

Gemeindebasierte Saatgutbanken sind eine 
Möglichkeit, um den Klimarisiken und Klima­
wandelfolgen entgegenzuwirken: Verluste wäh­
rend und nach der Ernte können reduziert bzw. 
die Verfügbarkeit von qualitativ hochwertigem 
Saatgut und Nahrungsmitteln verbessert werden. 
Die  organisierten Gemeindemitglieder verfügen 
sowohl über physisches Kapital als auch über ein 
Anlage­ oder Vorsorgevermögen. Dies hilft ihnen, 
Krisensituationen mit eigenen Mitteln zu bewäl­
tigen. Insofern sind Saatgutbanken ein wichtiger 
Schritt in Richtung Ernährungssicherheit und 
­souveränität. 

Nach den Erfahrungen von UNAG (Nicaragua)  
 und ADEPES (Honduras) ist die Organisation und  

Koordination innerhalb der Gemeinde ein 
Schlüssel faktor beim Aufbau von Saatgutbanken. 
Im Rahmen einer Gemeindeversammlung wird 
ein Vorstand gewählt, für alle Mitglieder der Saat­
gutbank finden Fortbildungen statt. Gemeinsam 
wird ein Regelwerk für die Saatgutbank erstellt, in 
dem festgeschrieben wird, nach welchen Werten 
und Prinzipien die Saatgutbank geführt werden 
soll. Dabei werden die konkreten Verpflichtungen 
der Mitglieder festgelegt, insbesondere in Bezug 
auf Einlagerung und Entnahme des Saatguts. Die 
Verantwortung für die Einhaltung der Regeln und 
damit das nachhaltige Funktionieren der Saatgut­
banken liegt insbesondere beim Vorstand. 

In vielen Gruppen sind Frauen Mitglieder 
der Saatgutbanken bzw. ihrer Vorstände und in  
Fragen der organisatorischen und produktiven 
Prozesse einbezogen. Hierdurch wurden Frauen  
zu Führungspersonen in ihren Gemeinden, die 
ökonomische Basis für sie und ihre Familien ver­
bessert sich, was sich insgesamt positiv auf die 
 Stabilität der produktiven Systeme auswirkt.  

Gemeindebasierte  
SaatgutbankenB

Saatgutbanken verbessern den  
Zugang kleinbäuerlicher Familien zu  
hochwertigem Saatgut und reduzieren 
Ernteverluste. 
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Im Trockenkorridor von Zentralamerika bedro­
hen die Auswirkungen der Klimaerhitzung die 
Ernährungssouveränität der Gemeinden im­

mer stärker, da die veränderten Bedingungen den 
Anbau von Lebensmitteln erheblich erschwert 
haben. Dies betrifft insbesondere El Salvador, das 
vollständig im Trockenkorridor liegt. Gleichzeitig 
mangelt es dort an politischen Programmen und 
Maßnahmen, die diese Probleme und die Lebens­
realitäten der Menschen in den Gemeinden in 
den Blick nehmen. Die Umweltschutzorganisation 
UNES aus El Salvador hat es sich daher zum Ziel 
gesetzt, Familien aus ländlichen Regionen bei der 
Anpassung an den Klimawandel zu unterstützen 
und so das Menschenrecht auf Nahrung zu si­
chern.

Um dieses Ziel zu erreichen, fördert UNES in 
ländlichen Gebieten das Umweltbewusstsein der 
Menschen sowie die Umsetzung von Methoden 
zur Erzeugung von gesunden und pestizidfreien 
Lebensmitteln. Gemeinsam mit den Familien wer­
den Nutzgärten angelegt, mit denen diese ihre 
Grundbedürfnisse sichern können. Dazu verteilt 
die Organisation Sets mit Saatgut für Obst und 
Gemüse und liefert Legehennen zur Aufzucht und 
für die Lebensmittelproduktion. So wird eine aus­
gewogenere Ernährung der Familien unterstützt. 
Gleichzeitig ist es durch diese Arbeit möglich, 
im Einklang mit der Natur zu leben und diese zu 
schützen. Gerade in Zeiten von Corona kommt 
dem Ziel der Selbstversorgung der Familien eine 
noch höhere Bedeutung zu.  

In El Salvador unterstützt UNES 
Menschen dabei, ihre Ernährungs-
sicherheit durch das Anlegen von 
Nutzgärten zu erhöhen.

Familiengärten sichern die  
Ernährungssouveränität in El SalvadorC
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Das Centro Humboldt hat in Nicaragua und 
Zentralamerika ein umfassendes Klima­
monitoring etabliert, das sowohl der Anpas­

sung an den Klimawandel als auch dem Risiko­
management dient. Dazu kooperiert das Centro 
Humboldt mit weiteren Organisationen aus den 
Ländern Zentralamerikas sowie mit Menschen aus 
Gemeinden, die vom Klimawandel betroffen sind. 
Für das Klimamonitoring wurden Wetterstationen 
(mehr als 300 alleine in Nicaragua) in den Gemein­
den installiert, die gegenüber Klimaveränderun­
gen besonders anfällig sind. Gesammelt werden 
die Daten von einem Netzwerk von Produzent*in­
nen – den sogenannten Klimabeobachter*innen –  
auf Grundlage standardisierter Verfahren. Die 
 Produzent*innen geben die entsprechenden 
 Informationen an das Centro Humboldt und seine 
Partnerorganisationen weiter, die die Daten ver­
arbeiten und analysieren.

Mit der Arbeit verfolgt das Centro Humboldt 
verschiedene Ziele. Auf lokaler Ebene sollen Hin­
weise für die Klimaerhitzung gefunden werden, in 
den Gemeinden wird so auch ein Bewusstsein für 
die Zunahme der Temperaturen und die damit ver­
bundenen Gefahren geschaffen. Gleichzeitig sollen 
Strategien zur Anpassung entwickelt werden. Dazu 
gehört, auf öffentliche Anpassungsmaßnahmen 
Einfluss zu nehmen und die Gemeinden in ihren 
individuellen Strategien zu stärken. Beispielswei­
se ermöglicht das Klimamonitoring den Organisa­
tionen, Empfehlungen hinsichtlich des Zeitpunkts 
der Aussaat an die Gemeinden zu geben, um die 
Produktion und schließlich die Ernährungssicher­
heit der Produzent*innen zu steigern. Gleichzeitig 
ist das Klimamonitoring die Grund lage für ein 
Frühwarnsystem, da mithilfe der Daten beispiels­
weise Überschwemmungen frühzeitig prognosti­
ziert werden können.  

Gemeindenetzwerk von  
Klimabeobachter*innen in ZentralamerikaD

Das permanente Klimamonitoring unterstützt 
kleinbäuerliche Familien dabei, sich an die 
Auswirkungen des Klimawandels anzupassen.
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19 UMWELTBUNDESAMT 2021. 
20 EUROPEAN COMISSION (O.J.).
21 Bei der ACT Alliance handelt es sich um ein internationales  
kirchliches Netzwerk, in dem unter anderem Brot für die Welt  
und die Diakonie Katastrophenhilfe vertreten sind.

22 ACT Alliance 2021, S. 3.
23 ACT Alliance 2020, S. 4.

EINLEITUNG
Tropenstürme, extreme Dürrephasen oder Überschwemmungen infolge von Starknieder-
schlägen: Zentralamerika leidet – wie viele Länder des Globalen Südens – besonders stark 
unter den Auswirkungen der Klimaerhitzung. 

Im Klimarisiko-Index von Germanwatch aus dem Jahr 2019, der in einem weltweiten Vergleich 
untersucht, wie stark welche Länder zwischen 1998 und 2017 von Extremwetterereignissen 
 betroffen waren, belegten Honduras und Nicaragua die Ränge zwei bzw. sechs. 

Während die Auswirkungen im Globalen Süden besonders deutlich zu spüren sind, kommt  
die Hauptverantwortung für die Klimaerhitzung und ihre Folgen den industrialisierten  
Ländern des Globalen Nordens zu. So gehören Deutschland und die EU sowohl aktuell als 
auch historisch zu den größten Emittenten von CO2, insbesondere in Bezug auf die  
Pro-Kopf-Emissionen: 

In Deutschland wurden im Jahr 2019 durchschnittlich über 9,7 Tonnen CO2-Äquivalente pro 
Kopf emittiert (Europa: 7,5 Tonnen),19 während beispielsweise in Nicaragua der Verbrauch bei 
nur knapp über 0,9 Tonnen pro Kopf lag.20 Mittlerweile erkennen die Länder des Nordens 
ihre Verantwortung grundsätzlich an. Im Kontext des Rahmen übereinkommens der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen (United Nations Framework Convention on Climate Change, 
UNFCCC) wird unter anderem verhandelt, wie die Länder des Nordens tatsächlich mit dieser 
Verantwortung umgehen. 

Das Abkommen der Vertragsstaatenkonferenz (Conference of the Parties, COP) von Paris  
wurde dabei als Meilenstein der internationalen Klimapolitik gefeiert. Es wurde am  
12. Dezember 2015 von 196 Staaten sowie der EU verabschiedet und trat am 4. November 2016 
in Kraft. Seitdem wird auf den Folgekonferenzen über die konkrete Ausgestaltung des  
Abkommens verhandelt. Ob es einen nachhaltigen, positiven Effekt haben wird, hängt von 
diesen Verhandlungen ab. 

Für die Ausgestaltung des Pariser Abkommens fordert der Runde Tisch Zentralamerika  
die Umsetzung der folgenden Maßnahmen: 

1. Einhalten der Klimaversprechen

Um Maßnahmen zur Anpassung sowie zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen  
(Mitigationsmaßnahmen) im Globalen Süden finanzieren zu können, haben die 
 Industrieländer auf der Klimakonferenz in Kopenhagen 2009 (COP 15) zugesagt, ab  
dem Jahr 2020 jährlich 100 Milliarden Euro an Klimahilfen an die Länder des Südens 
zu zahlen. Wie zwei Studien der ACT Alliance21 zeigen, sind die Klimahilfen (Kredite 
nicht  eingerechnet) der Europäischen Union für die Länder des Globalen Südens  bisher 
 allerdings unzureichend. Im Jahr 2019 lagen sie bei gerade einmal 11,6 Milliarden Euro.22  
Begünstigte waren vor allem Länder Osteuropas sowie die Türkei.23  
Deutschland und die EU müssen die zugesagten Klimamittel zur Verfügung stellen.  
Begünstigte müssen dabei insbesondere Länder sein, die gegenüber den  
Auswirkungen des Klimawandels besonders vulnerabel sind. 
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2. Klimahilfen statt Klimakredite
Deutschland und die EU tragen einen großen Teil der Verantwortung für die Klima­
erhitzung und deren Auswirkungen. Schon deswegen sind sie moralisch  verpflichtet,  
den besonders vulnerablen Länder beim Klimaschutz sowie im Umgang mit den  
Folgen der Klimaerhitzung zu helfen. Die Studie der ACT Alliance zeigt  allerdings:  
Etwa die Hälfte der Gelder (insgesamt 23,2 Milliarden Euro) wurde bisher als Kredit  
an die Empfängerländer vergeben, müssen von diesen also zurückgezahlt  werden.24  
Dadurch werden die Länder des Südens noch stärker in die Schuldenfalle getrieben.  
Die Bundesregierung muss Sorge dafür tragen, dass Unterstützungszahlungen an  
die Länder des Globalen Südens nicht in Form von Krediten vergeben werden.  
Die Notwendigkeit, dass sich diese Länder an die Klimaerhitzung anpassen, darf  
nicht zu einer weiteren Verschuldung führen. Die Bundesregierung muss sich  
dafür auch in der Europäischen Union einsetzen. 

3. Anpassungsmaßnahmen im Globalen Süden stärker unterstützen

Unabhängig davon, ob die internationale Staatengemeinschaft in der Lage sein wird,  
die Temperaturziele aus dem Abkommen von Paris zu erreichen: Die Klimakrise stellt 
die Menschen in Zentralamerika bereits jetzt vor große Probleme und wird dies auch 
 zukünftig tun. Extremwetterereignisse wie die Tropenstürme Eta und Iota aus dem  
Jahr 2020 haben dies deutlich gezeigt. Aber auch langsam voranschreitende Prozesse  
(slow onset events) wie die Degradation von Böden bedrohen die Ernährungssouve ränität 
und ­sicherheit vieler Menschen in der Region. Die auf der Konferenz von Kopenhagen 
zugesagten Klimahilfen sollen jeweils zur Hälfte für  Mitigations­ und Anpassungs­ 
maßnahmen bereitgestellt werden. Die Studie der ACT Alliance  zeigt allerdings, dass  
ein Großteil der von Deutschland gezahlten Mittel für  Minderungsmaßnahmen und nur 
etwa ein Drittel für Anpassungsmaßnahmen zur  Verfügung gestellt wurde.  
Die Bundesregierung muss deswegen Sorge dafür tragen, dass – den Zielen  
des Abkommens von Paris entsprechend – die Klimahilfen zu 50 % für  
Anpassungsmaßnahmen zur Verfügung gestellt werden und so mehr Menschen  
im Globalen Süden die Anpassung an die Klimaerhitzung ermöglichen. 

4. Zugang zu Klimahilfen flexibilisieren

Während der COP in Kopenhagen wurde der Grüne Klimafonds der UN (Green Climate   
Fund, GCF) auf den Weg gebracht, dem eine zentrale Rolle in der  internationalen 
 Klimafinanzierung und bei der Verteilung der zugesagten  Gelder  zugedacht ist.  
Zusammen mit dem UN­Anpassungsfonds stellt er eines der  Finanzierungsinstrumente 
zur Umsetzung des Pariser Abkommens dar. Zugang zu solchen Fonds haben allerdings 
insbesondere multilaterale, nationale und regionale Behörden sowie  Entwicklungsbanken, 
während zivilgesellschaftliche Akteure, die oft wichtige Arbeit bei der Anpassung an die 
Klimakrise leisten, nur unzureichend Zugang haben.  
Damit die Gelder bei den betroffenen Gemeinden ankommen und ihren Bedürfnissen 
 entsprechend verwendet werden können, muss sich die  Bundesregierung dafür  
einsetzen, dass der Zugang zu finanziellen Mitteln stärker flexibilisiert wird.  
Die Partizipation der lokalen Gemeinden und der  Zivilgesellschaft bei der Vergabe 
von Geldern für Anpassungsmaßnahmen muss sichergestellt  werden. Dies bezieht 
 angesichts der humanitären Bedarfe  in der Region auch Mittel der deutschen  
humanitären Hilfe mit ein.
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5.  Zentralamerika als besonders vulnerable Region anerkennen
In der internationalen Klimafinanzierung (beispielsweise beim Grünen Klimafonds)  
werden Staaten prioritär behandelt, die von der internationalen Staatengemeinschaft als  
besonders vulnerabel gegenüber den Auswirkungen der Klimakrise eingestuft werden.  
Als solche gelten bisher die am wenigsten entwickelten Länder (least developed countries),  
die Gruppe kleiner Inselstaaten sowie die Staaten Afrikas. Trotz der  schwerwiegenden 
Folgen der Klimakrise sowie der hohen  Vulnerabilität Zentralamerikas gegenüber ihren 
Auswirkungen gehört die Region  dieser Gruppe bisher nicht an.  
Die Bundesregierung muss sich dafür einsetzen, dass Zentralamerika als besonders 
vulnerable Region anerkannt wird. Die Erweiterung dieser Gruppe darf allerdings 
nicht dazu führen, dass die zur Verfügung stehenden Mittel – beispielsweise im  
Grünen Klimafonds – anders verteilt werden. Vielmehr müssen die Mittel  
entsprechend aufgestockt werden.

6.  Die zukünftige Klimafinanzierung muss Schäden  
und Verluste berücksichtigen 
Das Abkommen von Paris erkennt in Artikel 8 an, dass es klimabedingte Verluste  
und Schäden gibt. Im Sinne des Verursacherprinzips liegt es auf der Hand, dass solche 
 Verluste und Schäden von Akteuren bzw. Ländern getragen werden, die für diese  
aufgrund ihrer hohen (historischen) CO2­Emissionen hauptverantwortlich sind. Die 
 aktuelle Klima finanzierung stellt jedoch ausschließlich Gelder für Mitigationsmaß nahmen 
sowie die Anpassung an die Klimakrise zur Verfügung,  allerdings bisher  keinerlei  
Mittel zur  Kompensation entstandener Schäden und Verluste. So gibt es auch für den  
Warschau­Mechanismus, durch den unter anderem finanzielle und technische 
Unterstützungs maßnahmen für den Umgang mit Schäden und Verlusten gefördert  
werden sollen, noch kein Konzept zur Finanzierung.  
Die internationale Klimafinanzierung muss so bald wie möglich, spätestens aber  
2025, um Mittel für Entschädigungszahlungen aufgestockt werden, zu denen die  
Länder  bei entstandenen klimabedingten Schäden und Verlusten Zugang  haben.  
Um klima bedingte Schäden und Verluste ausgleichen zu können, muss sich  
die Bundesregierung dafür einsetzen, dass der Warschau­Mechanismus für Schäden 
und Verluste in Kraft gesetzt und mit finanziellen Mitteln ausgestattet wird, die  
für diesen Zweck eingesetzt  werden können. Die Finanzierung könnte  beispielsweise 
durch eine adäquate CO2­Steuer erfolgen, die die wahren Kosten der CO2­ Emissionen 
widerspiegelt.

7.  Verantwortung für Schäden und Verluste übernehmen

Die fehlende Bereitschaft der Länder des Nordens, Entschädigungszahlungen zu  
leisten, spiegelt sich auch darin wider, dass auf ihre Initiative hin Paragraf 51 in  das  
Entscheidungspapier zur COP in Paris integriert wurde. Dieser legt fest, dass  Artikel 8  
des Pariser Abkommens keinerlei Grundlage für eine Haftbarkeit der Verursacherstaaten 
oder  Entschädigungsforderungen an diese darstellt.  
Die Bundesregierung muss sich dafür einsetzen, dass Paragraf 51 aus dem 
 Zusatzdokument zum Paris­Abkommen gestrichen wird und die Notwendigkeit von 
Entschädigungszahlungen anerkannt wird. Für verursachte Schäden aufzukommen, 
ist Teil eines verantwortungsbewussten Handelns. Nur so kann Klimagerechtigkeit 
sichergestellt werden.
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25  Business and Human Rights Resource Center 2021, S.11. Laut dieser Studie kam es allein in Zentralamerika zwischen 2010 und 2020 zu 207 
Fällen von Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit der Erzeugung erneuerbarer Energien. Dies ist gleichbedeutend mit den 
meisten Fällen in Lateinamerika, das wiederum mit 61 Prozent der Fälle weltweit überproportional stark von Menschenrechtsverletzungen 
in dem Sektor betroffen ist. 

26 World Rainforest Movement 2016, S. 29ff.

8.  Rückzahlung von Krediten in Katastrophenfällen aussetzen
In Katastrophenfällen sind die Länder des Südens in ihrer Handlungsfähigkeit einge­
schränkt, da sie einen Teil ihres Haushaltsbudgets für die Rückzahlung von  Krediten 
verwenden müssen. In solchen Fällen stehen die Länder vor der Wahl,  entweder Schulden 
nicht mehr zu bedienen, oder von Katastrophen betroffene  Menschen und Regionen nicht 
adäquat unterstützen zu können. Dies kann auch der Wirtschaft der betroffenen Länder 
nachhaltig schaden. Ein Schuldenmoratorium  stellt in einem solchen Fall eine effiziente 
Form der Unterstützung dar, da so  Ressourcen mobilisiert werden, die sich bereits in  
den Händen der entsprechenden Institutionen des betroffenen Staates befinden.  
Damit die Länder des Südens unmittelbar auf klimabedingte Schäden und Verluste 
reagieren und betroffene Menschen unterstützen können, muss deswegen im  
Katastrophenfall die Rückzahlung von Krediten zumindest ausgesetzt werden.

9. Klimawandel als Fluchtursache anerkennen

Wenn Maßnahmen zur Anpassung an den Klimaschutz unzureichend sind und die  
betroffenen Menschen für entstandene Schäden und Verluste nicht angemessen und 
kurzfristig entschädigt werden, bleibt Migration häufig ihre letzte Option. Es wird immer 
deutlicher, dass die Klimakrise eine der Ursachen sowohl für Binnenmigration als auch 
für Migrationsbewegungen aus Zentralamerika in Richtung Norden – und  insbesondere  
in die USA – darstellt.  
Die Bundesregierung muss sich deswegen dafür einsetzen, dass die Folgen der 
 Klimakrise international als Fluchtursache anerkannt und den betroffenen   
Menschen Schutzrechte zugesprochen werden.

10. Menschenrechte beim Klimaschutz achten 

Immer wieder kommt es in den Ländern Zentralamerikas durch die Implementierung  
von Klimaschutzmaßnahmen zu Konflikten, Landraub und Menschenrechtsverletzungen,  
beispielsweise bei der Durchsetzung von Megaprojekten wie Solarparks und 
 Wasserkraftwerken25 oder im Rahmen des Instruments REDD+ (Reducing Emissions 
from Deforestation and Forest Degradation) zum Schutz von Wäldern.26 Auch im  Rahmen 
des Grünen Klimafonds wurden bereits Projekte wie monokulturelle Eukalyptus­ 
und  Palmölplantagen oder Staudämme finanziert, deren ökologischer Nutzen höchst 
 fragwürdig erscheint. 
In der Klimafinanzierung müssen deswegen Mechanismen geschaffen werden,  
die verhindern, dass Menschen vertrieben, Menschenrechte verletzt oder die 
 Vulnerabilität von Gemeinden erhöht werden. Es muss Transparenz hinsichtlich  der 
Verwendung der Mittel geschaffen werden. Bei der Bewilligung und  Implementierung 
von Projekten müssen hohe soziale und ökologische Standards eingehalten und  
überprüft werden, um sicherzustellen, dass keine Projekte  finanziert werden, die  
zu Menschenrechts­ oder Umweltverletzungen führen. Zudem muss eine vorherige,   
freie und informierte Konsultation der Betroffenen  vorgenommen werden, die ihre 
Einbindung und Vetomöglichkeit sicherstellt.  Darüber hinaus müssen effektive  
Verfahren für Wiedergutmachung der Betroffenen implementiert werden. 
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27 BMU 2016, S. 7 
28 SRU 2020, S. 10 f.
29 Wuppertal Institut 2020.

11.  Partizipationsmöglichkeiten der Zivilgesellschaft stärken
Die Verhandlungen auf den Weltklimakonferenzen werden von Vertreter*innen der 
 teilnehmenden Staaten geführt. Zivilgesellschaftliche Akteure sind hingegen nur als 
Beobachter*innen zugelassen. Seit der Konferenz in Kopenhagen berichten diese über 
 abnehmende Handlungsspielräume und Beteiligungsmöglichkeiten –  sowohl bei den 
Klimakonferenzen als auch bei anderen Plattformen der UN. Eine starke  Partizipation 
zivilgesellschaftlicher Akteure ist allerdings zwingend notwendig, um die Interessen von 
Gruppen wirkungsvoll zu vertreten, die von der Klimakrise  besonders betroffen sind.  
Die Bundesregierung muss deswegen ihren Einfluss geltend machen, um zu 
 verhindern, dass die Handlungsspielräume zivilgesellschaftlicher Organisationen  
bei den Weltklimakonferenzen und anderen Plattformen der UN weiter   
eingeschränkt werden.

12. Ambitionierter Klimaschutz

Im Abkommen von Paris hat sich die internationale Staatengemeinschaft darauf   
geeinigt, die Erderwärmung gegenüber dem vorindustriellen Zeitalter auf deutlich  
unter  2 bzw. 1,5 Grad zu begrenzen. Das Abkommen legt dafür als neues Instrument  
nationale Klimaschutzbeiträge (Nationally Determined Contribution, NDC) fest.  
Die Europäische Union hatte sich in diesem Rahmen 2016 zunächst das Ziel gesetzt,  
ab 2021 bis 2030 die  Emissionen um 40 % im Vergleich zu 1990 zu reduzieren,  
dieses Ziel aber im Jahr 2020 auf 55 % erhöht. Dies entspricht dem Ziel der  
Bundesregierung aus ihrem  „Klimaschutzplan 2050“, der zudem weitgehende  
Treibhausgasneutralität für das Jahr 2050 vorsieht.27 Eine Rechnung des  
Sachverständigenrats für Umweltfragen der  Bundesregierung zeigt allerdings,  
dass Deutschland ab 2020 insgesamt nur noch  4.200 Millionen Tonnen CO2  ausstoßen 
darf, wenn es einen fairen Beitrag dazu leisten will, das 1,5­Grad­Ziel  zumindest mit  
50­prozentiger Wahrscheinlichkeit zu erreichen. Dabei sind in diese  Berechnungen die  
historischen Emissionen nicht einmal einbezogen, sonst wäre das „CO2­Budget“ 
 Deutschlands noch deutlich niedriger. Des Weiteren stellt der Bericht fest: „Lägen auch 
künftig in Deutschland die  CO2­Emissionen so hoch wie im Jahr 2019, wäre das maximale 
Budget bereits 2029 aufgebraucht. Bei linearer Reduktion müsste Deutschland ab dem 
Jahre 2038 CO2­neutral wirtschaften, also nicht erst im  Jahre 2050.“28 Eine Studie des 
Wuppertal­ Instituts zeigt zudem, wie und dass  Klimaneutralität bis 2035 erreicht  
werden kann.29  
Die Bundesregierung muss sich dementsprechend ehrgeizigere Ziele bei der  
Reduktion von CO2­Emissionen setzen und diese auch erreichen. Als einer der  großen 
historischen Emittenten von CO2 sowie als wirtschaftlich starker Akteur muss sich 
Deutschland das Ziel setzen, bereits im Jahre 2035 Netto­Null­Emissionen zu erreichen. 

2035
NETTO-NULL  
EMISSIONEN
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13.  Flexible Mechanismen zum Klimaschutz effektiv  
und gerecht gestalten

Eine entscheidende Rolle bei der Minderung der CO2­Emissionen kommt der Ausgestaltung 
von Artikel 6 des Pariser Abkommens zu. Dieser soll den internationalen Emissionshandel 
regeln, der bereits Teil des Kyoto­Protokolls war. Zivilgesellschaftliche Organisationen des 
Globalen Südens sehen die unter dem Kyoto­Protokoll etablierten flexiblen Mechanismen  
allerdings als gescheitert an, da sie zum einen keinen Beitrag zur Minderung der 
 CO2­Emissionen geleistet haben. Ein wichtiger Faktor dabei sind  Doppelzählungen, bei 
denen Reduktionen von zwei Parteien angerechnet werden,  obwohl die Reduktion de facto 
nur einmal geleistet wurde. Zum anderen kommt es bei der  Umsetzung konkreter  Projekte 
häufig zur Verletzung von Menschenrechten lokaler und indigener Gemeinden (siehe 
Forderung 10). 
Bei der Ausgestaltung flexibler Mechanismen wie dem Emissionshandel muss aus den 
Fehlern der Vergangenheit gelernt werden. Die Mechanismen des Kyoto­Protokolls 
müssen eliminiert werden, da sie keinen Beitrag zur Reduktion von CO2­Emissionen   
geleistet haben. Emissionsreduktionszertifikate aus dem Kyoto­Protokoll dürfen 
 zudem nicht mehr hinsichtlich der nationalen Mitigationsziele anerkannt werden.  
Bei den neuen Mechanismen müssen Doppelzählungen vermieden werden. Außerdem 
müssen sie sicherstellen, dass die Menschenrechte lokaler und indigener Gemeinden 
nicht verletzt werden. 

14. Sozialökologische Transformation vorantreiben

Wie bei der Klimakrise ist die kapitalistische und ressourcenintensive Organisation  
des globalen Wirtschaftssystems auch bei der Corona­Krise ein entscheidender Faktor.   
So kommt beispielsweise der Weltbiodiversitätsrat IPBES der UN zu dem Schluss,  
dass die Entstehung von Pandemien in engem Zusammenhang mit der zunehmenden  
Umwelt zerstörung steht und warnt vor einer „Ära der Pandemien“ (era of pandemics). 
Peter Daszak, Präsident der EcoHealth Alliance, der an dem Bericht mitgearbeitet hat,  
erläutert es so: „Dieselben menschlichen Aktivitäten, die den Klimawandel und den 
 Verlust der biologischen Vielfalt vorantreiben, treiben durch ihre Auswirkungen auf  
unsere Umwelt auch das Pandemierisiko an. Veränderungen in der Art und Weise,  
wie wir unser Land nutzen, die Ausweitung und Intensivierung der Landwirtschaft  
sowie nicht nachhaltiger Handel, Produktion und Konsum stören die Natur und erhöhen 
den Kontakt zwischen Wildtieren, Vieh, Krankheitserregern und Menschen. Dies ist der 
Weg zu Pandemien.“ 30 Klimakrise und die Corona­Pandemie sind somit Symptome der 
gleichen Krise.  
Die Bundesregierung muss deswegen die Chance nutzen, die die Corona­Krise bietet, 
und die sozialökologische Transformation vorantreiben. Die Reaktivierung der  
Wirtschaft muss mit Klimazielen verknüpft und die Wirtschaft klimaneutral umgebaut 
werden. Auch im Globalen Süden muss der Wiederaufbau im Einklang mit den Zielen 
für nachhaltige Entwicklung stehen (Sustainable Development Goals, SDG). Dafür 
müssen insbesondere der Aufbau von kohlenstofffreien Wirtschaftssektoren sowie die 
Stärkung der Resilienz der Gemeinden gegenüber der Klimakrise priorisiert werden.
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Der Runde Tisch Zentralamerika (RT-ZA) ist ein Netzwerk aus ca. dreißig Nichtregierungs-
organisationen, kirchlichen Hilfswerken, Stiftungen, Vereinen, Initiativen und Einzelpersonen 
in Deutschland und teilweise in Österreich und der Schweiz, die zu entwicklungspolitischen 
Themen in Zentralamerika arbeiten und Partnerbeziehungen in der Region unterhalten.  
Der Runde Tisch Zentralamerika wurde 2014 gegründet, um in der deutschsprachigen  
Öffentlichkeit auf die Situation und Problemlagen in den zentralamerikanischen Ländern  
aufmerksam zu machen. Im Fokus steht die Menschenrechtslage in der Region. Ziel des  
Netzwerkes ist es, den Informationsaustausch und die Zusammenarbeit zwischen den  
Mitgliedern sowie die  Koordination gemeinsamer Initiativen zu stärken.

IMPRESSUM
Herausgegeben von Mitgliedsorganisationen des Runden Tischs Zentralamerika

Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland e.V. (ASB)
Sülzburgstraße 140, 50937 Köln
Telefon: 0221/47605-0
E-Mail: info@asb.de
Internet: www.asb.de

Christliche Initiative Romero e. V. (CIR)
Schillerstraße 44a, 48155 Münster
Tel: +49 (0) 251 / 67 44 13 0
E-Mail: cir@ci-romero.de
Internet: www.ci-romero.de

Runder Tisch Zentralamerika 
c/o Forschung- und Dokumentationszentrum  
Chile-Lateinamerika 
Gneisenaustraße 2a, 10961 Berlin
Tel: +49 (0)30 / 69818935
E-Mail: koordination@rt-za.de
Internet: www.rt-za.de

Redaktion: Lya Cuéllar (Runder Tisch Zentralamerika),  
Giulia Fellin (Runder Tisch Zentralamerika),  
Oliver Huber (Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland e.V.),  
Thorsten Moll (Christliche Initiative Romero e.V.)

Lektorat: Anne Schirrmacher
Layout: Edith Jaspers
Oktober 2021

Runder Tisch Zentralamerika

Gefördert von Engagement Global im Auftrag des BMZ. Für den Inhalt dieser Publikation sind alleine die 
Autor*innen verantwortlich; die hier dargestellten Positionen geben nicht den Standpunkt von Engagement 
Global gGmbH und dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung wieder.

https://www.asb.de/
http://www.ci-romero.de
https://www.rt-za.de/

